
 
 
 

11.06.2015 Niederschrift 002/2015 

 

Ausschuss für Arbeitsmarkt und Wirtschaftsförderung 
am 18.05.2015 | Kreishaus Unna | Freiherr-vom-Stein-Saal II/III |  
Friedrich-Ebert-Straße 17 | 59425 Unna 
 
 
Beginn 16:00 Uhr Ende 18:35 Uhr 
 
 
Anwesend: 

Vorsitzender 

Herr Martin Wiggermann  

Kreistagmitglieder SPD 

Frau Angelika Chur Vertretung für Frau Martina Eickhoff 

Herr Hartmut Ganzke  

Herr Jens Hebebrand  

Frau Christine Hupe  

Frau Ursula Lindstedt anwesend bis 17.35 Uhr 

Sachkundige Bürger/innen SPD 

Herr Sebastian Laaser Vertretung für Herrn Klaus-Peter Winkler 

Herr Siegfried Pogadl  

Kreistagmitglieder CDU 

Herr Jan-Eike Kersting  

Herr Herbert Krusel  

Herr Olaf Lauschner Vertretung für Frau Martina Plath 

Herr Gerhard Meyer  

Frau Ursula Schmidt Vertretung für Stephan Wehmeier - anwesend bis 

17.55 Uhr 

Herr Carl Schulz-Gahmen  

Kreistagmitglieder BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Herr Hans-Ulrich Bangert Vertretung für Herrn Jochen Nadolski-Voigt 

Frau Ilka Brehmer  

Kreistagmitglieder Linksfraktion 

Herr Werner Sell  

Sachkundige Bürger/innen GFL-Lünen / UWG-Selm 

Herr Markus Werthebach  

Kreistagmitglieder FW 

Herr Helmut Stalz  
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Verwaltung 

Herr Torsten Göpfert, Dezernent   

Herr Norbert Diekmännken, Leiter FB 50  

Frau Birgit Scholz, Schriftführerin  
 
 
 

Herr Wiggermann begrüßt die anwesenden Damen und Herren, ganz besonders Herrn Göpfert als neuen 

Dezernenten, und eröffnet die Sitzung. Er teilt mit, dass die Einladung zu der Sitzung am 07.05.2015 ver-

schickt wurde. Da sich auf seine Frage hin niemand meldet, dem die Einladung nicht fristgerecht zugegan-

gen ist, stellt er die form- und fristgerechte Einladung sowie die Beschlussfähigkeit des Ausschusses fest. 

 

Vor dem Einstieg in die Tagesordnung stellt die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN den Antrag, Punkt 6 

von der Tagesordnung zu nehmen. Frau Brehmer begründet den Antrag damit, dass keine Beratung möglich 

wäre, da die Drucksache 062/15 bis jetzt noch nicht nachgereicht worden sei. Es wird um eine Verschiebung 

der Abstimmung in den Kreisausschuss bzw. Kreistag gebeten. 

Herr Göpfert erläutert dazu, dass die der Drucksache 062/15 zugrunde liegende Vereinbarung kurz vor ihrer 

Fertigstellung stünde und die Drucksache in Kürze zur Verfügung gestellt werde. Der gemeinsame Antrag 

der Fraktionen SPD und CDU könne durchaus beraten werden. Der Antrag sei parallel zu der Vereinbarung 

erstellt worden und aus Sicht der Verwaltung rein formal abstimmungsfähig. 

 

Im Anschluss wird der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Abstimmung gestellt: 

 

Abstimmungsergebnis 

mehrheitlich nicht beschlossen  (3 Ja-Stimmen - 2x BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

1x Linksfraktion) 

 

Punkt 6 wird demnach nicht von der Tagesordnung abgesetzt, weitere Änderungen oder Ergänzungen in der 

Tagesordnung ergeben sich nicht, so dass wie folgt beraten wird:  

  
 
 

Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 

 

Punkt 1    Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
   

Punkt 2    Vorstellung des neuen Vorsitzenden der Geschäftsführung der Agentur für Arbeit 

Hamm, Herrn Thomas Helm 
   

Punkt 3    Stärken und Schwächen der Wirtschaftsstruktur im Kreis Unna; 

Bericht Herr Dr. Michael Dannebom (Wirtschaftsförderungsgesellschaft - WFG) und 

Herr Thomas Helm 
   

Punkt 4    Arbeit der Regionalagentur Westfälisches Ruhrgebiet; 

Bericht Frau Anita Flacke (WFG) 
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Punkt 5    Jobcenter Kreis Unna - Zielgruppen des Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramms 

2015 - 2017 und ihre Profillagen; 

Bericht Herr Uwe Ringelsiep, Jobcenter Kreis Unna 
   

Punkt 6    Änderung der Vereinbarung zwischen dem Kreis Unna und der Agentur für Arbeit 

Hamm zur Ausgestaltung des Jobcenters Kreis Unna (gemeinsame Einrichtung - 

gE) 
   

Punkt 6.1   062/15 Vereinbarung zwischen dem Kreis Unna und der Arbeitsagentur zur Ausgeatltung 

des Jobcenters Kreis Unna; 

Neufassung ab dem 01.01.2016 
   

Punkt 6.2   046/15 Neufassung § 7 der Vereinbarung vom 05.11.2010 über die Ausgestaltung des 

Jobcenters Kreis Unna;  

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und CDU vom 09.04.2015 
   

Punkt 7    Schulabbrecherquote im Kreis Unna 
   

Punkt 7.1   069/15 Schulabbrecherquote im Kreis Unna deutlich reduzieren; 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und CDU vom 07.05.2015 
   

Punkt 8    Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 
   

Punkt 8.1   070/15 Mittelverwaltung im Jobcenter Kreis Unna; 

Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 07.05.2015 
   

Nichtöffentlicher Teil 

 

Punkt 9    Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 
   
 
 

Öffentlicher Teil 

Punkt 1  Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 

 

Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern ergeben sich nicht. 

 

 

Punkt 2  Vorstellung des neuen Vorsitzenden der Geschäftsführung der Agentur für 

Arbeit Hamm, Herrn Thomas Helm 

 

Erörterung 

Herr Wiggermann teilt mit, dass Herr Helm als Vorsitzender der Geschäftsführung der Agentur für Arbeit in 

Hamm einer der wichtigsten Arbeitsmarktpartner sei. Herr Helm hätte bereits vor längerer Zeit bei der Agen-

tur für Arbeit in Hamm gearbeitet und sei dann in den Ennepe-Ruhr-Kreis gewechselt. 

 

Herr Helm führt aus, dass er sich auf die Arbeit freue und darauf, gemeinsam mit dem Jobcenter gegen 

Langzeit- und Jugendarbeitslosigkeit wirken zu können. Eine weitere Herausforderung sei, gemeinsam mit 
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der Politik und der Verwaltung Strukturen positiv verändern zu können. Gemeinsames Handeln in den Berei-

chen „Übergang Schule/Beruf“ oder „Fachkräftebedarf“ sei von großer Bedeutung. Im Anschluss stellt er sich 

persönlich sowie seinen beruflichen Werdegang vor. 

 

 

Punkt 3  Stärken und Schwächen der Wirtschaftsstruktur im Kreis Unna; 

Bericht Herr Dr. Michael Dannebom (Wirtschaftsförderungsgesellschaft - 

WFG) und Herr Thomas Helm 

 

Erörterung 

Herr Helm berichtet anhand einer Folienpräsentation. Die Präsentation ist dieser Niederschrift als Anlage 1 

beigefügt. Zur Abbildung auf Seite 3 teilt er mit, dass in Hamm die Umschlüsselung der ehemaligen Berg-

baubeschäftigten zu einem Abfall der Beschäftigtenzahlen geführt hätte. 2009 sei es in den Bereichen, in 

denen eine gewerblich starke Wirtschaft existiere, zu einem Einbruch gekommen (NRW und Unna). Der 

Kreis Unna befinde sich insgesamt auf einem guten Weg und er könne feststellen, dass es in den letzten 

Jahren gelungen sei, stärker als in anderen Bereichen für deutlich mehr Beschäftigung zu sorgen. 

 

Auf Nachfrage von Herrn Bangert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) bezieht sich Herr Helm auf den auf Seite 4 

und 5 der Präsentation angeführten Bereich „Erziehung und Unterricht“. Bei der Ermittlung der sozialvers i-

cherungspflichtig Beschäftigten würden Beamte nicht einbezogen. Ein erheblicher Teil beträfe die Erwach-

senenbildung und Personen, die bei Bildungsträgern beschäftigt seien. 

 

Herr Stalz (Gruppe Freie Wähler) erläutert, dass auf Seite 3 die Zahlen aus September 2013 und 2014 und 

auf Seite 6 die Zahlen vom Ende des Jahres 2013 zugrunde gelegt worden seien. Er fragt nach, ob davon 

auszugehen sei, dass wenn die Zahlen der Beschäftigtenverhältnisse aus September 2014 im Vergleich 

berücksichtigt würden, das Medianentgelt dann ähnlich stark aktiv nach oben ginge. 

Herr Helm antwortet, dass man sich die Frage stellen müsse, wie die hinzugekommenen Beschäftigungs-

verhältnisse tatsächlich entlohnt würden. Die nächsten Zahlen der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 

zeigten, aus welcher Branche der Zuwachs gekommen sei. Er werde die Frage in jedem Fall mitnehmen. 

 

Auf Nachfrage von Herrn Stalz erläutert Herr Helm, dass die Agentur bei der Beschäftigtenstatistik den Vor-

teil hätte, dass sie mit einem Verzug von sechs bis neun Monaten Daten aus der sozialversicherungspflichti-

gen Beschäftigtenstatistik erhielte. Diese Daten würden zunächst aufgearbeitet und so käme es zu Zeitver-

lusten. Das liege allerdings in der Natur der Sache, denn die Anmeldungen zur Sozialversicherung könnten 

bis zu sechs Monate im Nachhinein gezählt werden. 

 

Herr Dr. Dannebom ergänzt die zuvor gestellten Nachfragen und bezieht sich auf Seite 2 der Präsentation 

von Herrn Helm. Das starke Wachstum, das sich in dem Bereich „Immobilien, freiberufliche, wissenschaftli-

che und technische Dienstleistungen“ in Hamm ergebe, sei eindeutig auf die Neugründung der Hochschule 

Hamm/Lippstadt zurückzuführen. Bei einem Vergleich zu den Medianeinkommen könne man sagen, dass es 

sich um Einstellungen handele, die über dem Medianeinkommen lägen. Des Weiteren nimmt er Bezug auf 

den Wirtschaftsbericht über Leitmärkte. Die Leitmarktabgrenzung solle Klarheit darüber schaffen, dass 

gleichgerichtete Berufs- und Branchenabgrenzungen zusammengefasst würden. 

Anschließend berichtet er ebenfalls anhand einer Folienpräsentation. Diese Präsentation ist der Niederschrift 

als Anlage 2 beigefügt. Er führt aus, dass 2010/2011 ein regionales Entwicklungskonzept erstellt worden sei. 

Damals sei eine Stärken–Schwächen–Chancen–Risiko–Abwägung durchgeführt worden und an dieser 
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möchte er sich orientieren. Er wolle deutlich machen, wo Stärken und Schwächen lägen, welche Chancen 

und Risiken daraus resultierten und welche Möglichkeiten bestünden, dagegen anzugehen. 

 

Frau Lindstedt (SPD-Fraktion) bedankt sich für die Berichte und führt aus, dass die Steigerung der sozialver-

sicherungspflichtigen Arbeitsverhältnisse als Hauptaufgabe gesehen worden sei. Damals hätte man aber 

noch nicht an ein zweistelliges Wachstum gedacht. Insgesamt befände man sich auf einem guten Weg, und 

die SPD-Fraktion werde diese Thematik weiterhin intensiv begleiten. 

 

Herr Werthebach (Fraktion GFL-Lünen / UWG-Selm) bedankt sich ebenfalls für die Berichte. Er sei gespannt 

darauf, was sich Herr Dr. Dannebom im Zuge der Bildungsoffensive vorstelle, ob es über das hinausgehe, 

was die Bundesagentur für Arbeit und andere Bildungsträger in den letzten Jahren geleistet hätten. 

Dazu äußert Herr Dr. Dannebom, dass er bereits einige Ideen habe. Es müsse zwischen den Kunden des 

Jobcenters sowie der Agentur für Arbeit und den Nichtkunden differenziert werden. Diese Thematik sei eine 

eigene Ausschusssitzung wert; man sollte sich hierzu intensiv austauschen. 

Herr Wiggermann ergänzt, diese Thematik zu einem Schwerpunkt für die nächste Sitzung machen zu wol-

len. 

 

Herr Meyer (CDU-Fraktion) äußert, ihm habe in dem Bericht der überregionale Aspekt des Kreises Unna 

gefehlt. Der Kreis Unna sei zwischen zwei Oberzentren, Dortmund und Hamm, eingeklemmt. Dort gebe es 

funktionierende Hochschullandschaften mit allen Vorzügen, die diese Hochschullandschaften für den Ar-

beitsmarkt, die wirtschaftliche Entwicklung, hätten. Gut beraten sei man damit, sich als Einheit zu sehen. 

Hinzu käme, dass die Landesentwicklungsplanung den Kommunen nur wenig Raum für eine eigenständige, 

wirtschaftliche Entwicklung ließe. Wenn die einzelnen Kommunen des Kreises Unna im Konkurrenzkampf 

um die besten Arbeitsplätze bestehen wollten, dann schafften sie das nicht, wenn jede einzeln versuchen 

würde, das Beste zu erreichen. Das gehe nur in einem Verbund. 

 

Herr Bangert bezieht sich auf Seite 2 „Demografie und Bildung – Schwächen“ der Präsentation. Er sei ver-

wundert darüber, dass nur Unna, Holzwickede und Werne positiv abschneiden würden. Herr Bangert fragt 

nach, wie er das zu verstehen habe. Des Weiteren schlägt er vor, diese Thematik mit in den Ausschuss für 

Bildung und Kultur zu nehmen. 

Diese Frage könne er, so Herr Dr. Dannebom, nicht sofort beantworten. Er nehme die Frage auf und gebe 

die Antwort zu einem etwas späteren Zeitpunkt. 

 

In Dortmund gebe es windo e.V., das Wissenschaftsnetzwerk in Dortmund, berichtet Herr Schulz-Gahmen 

(CDU-Fraktion). Dort werde auch die Bürgerin/der Bürger eingebunden. Er fragt nach, ob das auch im Kreis 

Unna machbar sei. 

 

Herr Dr. Dannebom weist auf den überregionalen Verein „Der Innovationsstandort e.V.“ für Dortmund, 

Hamm und Unna hin. Insofern könne er die Nachfrage mit einem Ja beantworten. Allerdings leide gerade 

dieser Verein zurzeit darunter, dass die Hochschulen die Lust an einer Mitwirkung verlieren würden. Einen 

Grund dafür könne er nicht nennen. Zurzeit werde an einer Verbesserung gearbeitet. Viele Hochschullehrer 

hätten weiterhin Interesse daran und würden auch sehr volks- und wirtschaftsnah agieren wollen. Der institu-

tionelle Überbau gestalte sich allerdings als ein schwieriges Umfeld. 

 

Auf Nachfrage von Herrn Stalz führt Herr Helm aus, dass die angeführten Zahlen der Schulabgänger ohne 

Hauptschulabschluss auf dem Schuljahr 2012/2013 basierten. Das habe sich eventuell verändert, denn die 

neuen Zahlen würden erst noch bekannt gegeben. 
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Herr Sell (Linksfraktion) blickt auf das Standortprofil des Kreises Unna in der Metropole Ruhr. An den Zahlen 

der Bundesagentur für Arbeit sehe er, dass die Arbeitgeber des Arbeitsmarktbezirks Hamm 12,4 Prozent 

weniger Ausbildungsmittel zur Verfügung gestellt hätten. Hier seien auch die heimische Wirtschaft sowie die 

Wirtschaftsförderung gefragt. Des Weiteren bezieht er sich auf die Stärkung der sozialversicherungspflichti-

gen Beschäftigungsverhältnisse. Das sei durchaus positiv, da stimme er Frau Lindstedt zu. Aber auch hier 

sei zu analysieren, in welcher Höhe eine Stärkung durch den Beschäftigtenanstieg im unteren Geldbereich 

gekauft worden sei. 

 

Herr Dr. Dannebom erörtert, dass es sicherlich ein wichtiger Punkt sei, welchen Einfluss die sozialversiche-

rungspflichtigen Beschäftigten auf das Medianeinkommen hätten. Abgeschlossene Ausbildungsverträge für 

den Kreis Unna würden von den Kammern (Handwerkskammer, Industrie- und Handelskammer – IHK) zu-

gesandt. Für den Kreis Unna hätte es eine geringe Zunahme für das Jahr 2013/2014 gegeben. Dies seien 

allerdings nicht die einzigen Anbieter von Ausbildungsverhältnissen. Von allen anderen (z.B. Öffentlicher 

Dienst, Gesundheitssektor, Rechtsanwaltsbereich) bekäme man keine Mitteilung über abgeschlossene Aus-

bildungsverträge. Auf diese beiden Kammern bezogen, hätte sich der Kreis Unna nicht verschlechtert, son-

dern im Vergleich zu Dortmund und Hamm eher leicht verbessert. Trotzdem müsse die Anzahl der Ausbil-

dungsplätze weiter erhöht werden, um dem Fachkräftemangel begegnen zu können.  

 

Aus der Geschäftsstatistik der Bundesagentur für Arbeit gehe hervor, dass die gemeldeten Berufsausbil-

dungsstellen, im Vergleich zum Vorjahr, für den gesamten Bezirk um 1,2 Prozent zurückgegangen seien 

(Daten bis Ende April), ergänzt Herr Helm. Im Kreis Unna seien es 69 Stellen weniger als vor einem Jahr, 

somit 4,2 Prozent - in Hamm seien es 41 Stellen mehr, 6,4 Prozent plus - in Nordrhein-Westfalen plus 0,2 

Prozent. Des Weiteren hätte die Zahl der unversorgten Bewerber leicht zugenommen. 

 

Herr Sell betont, dass er lediglich auf die Diskrepanz Fachkräftemangel in Bezug auf Ausbildungsstellen 

hinweisen wolle. Er sei der Meinung, dass in einem Arbeitsamtsbezirk alle Ausbildungsberufe erfasst wür-

den, auch der Rechtsanwaltsbereich. 

 

Herr Dr. Dannebom weist darauf hin, dass mit der Arbeitsverwaltung intensiv über die statistische Erfassung 

diskutiert worden sei. Auch darüber, wie viel ein gemeldeter Ausbildungsplatz wert sei, wenn der Betrieb 

keine Person dafür finde. Hier gebe es große Diskrepanzen. Er habe nur den Diskussionsstand wiedergege-

ben, der mit den Kammern geführt worden sei. Nach wie vor gebe es aber noch genug Personen, die unver-

sorgt seien. An der Stelle müsse noch einiges getan werden. Aber auch die Kammern wären mehr in die 

Pflicht zu nehmen, da sie den eigentlichen Auftrag dafür hätten. 

 

 

Punkt 4  Arbeit der Regionalagentur Westfälisches Ruhrgebiet; 

Bericht Frau Anita Flacke (WFG) 

 

Erörterung 

Frau Flacke berichtet anhand einer Folienpräsentation. Diese Präsentation ist der Niederschrift als Anlage 3 

beigefügt. Sie teilt mit, dass die Regionalagentur vielfach im Hintergrund und unterstützend wirke. Sie be-

zieht sich auf Folie 6 „Ergebnisse nach Handlungsfeldern – Jugend + Berufsausbildung“ und teilt mit, dass 

es zum Beispiel bei dem Programm der Teilzeitberufsausbildung insgesamt nur zehn Plätze gebe. Im Kreis 

Unna sei jahrelang darüber gesprochen worden, ob Teilzeitberufsausbildung überhaupt funktioniere. Und mit 

diesem exemplarischen Programm könne man zeigen, dass es funktioniere. Im Wesentlichen würden allein-
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erziehende Frauen angesprochen, die keine Vollzeitberufsausbildung absolvieren könnten. Im letzten Jahr 

hätten von ca. 200 beratenen Personen knapp 100 in eine Ausbildung vermittelt werden können. In dem auf 

Folie 7 aufgeführten Programm „Jugend in Arbeit“ befänden sich nicht nur Jugendliche ohne Ausbildung, 

sondern auch Jugendliche mit bereits abgeschlossener Ausbildung, die aber noch keine Stelle gefunden 

hätten – diese Gruppe stelle sogar den größeren Anteil dar. 

 

Herr Stalz bedankt sich für den Bericht und äußert, dass die Regionalagentur sehr ordentlich arbeite. Vor 

kurzem hätte ein Seminar mit der Europabeauftragten der Stadt Essen  stattgefunden. Die Stadt Essen habe 

in diesem Bereich drei Vollzeitstellen und bekäme europäische Fördermittel, nicht nur ESF, von insgesamt 

10,5 Millionen Euro. Zielsetzung für den Kreis Unna müsse sein, wesentlich höhere Fördermittel zu erhalten. 

 

Auf Nachfrage von Herrn Stalz teilt Frau Flacke mit, dass von den für den Kreis Unna bewilligten Mitteln in 

Höhe von 3,9 Millionen Euro keine Zahlungen direkt an das Jobcenter gingen. Die Mittel würden für unter-

schiedliche Zwecke genutzt, zum Teil würden sie direkt an die Bildungsträger gelangen. Es gebe auch ge-

meinsam finanzierte Projekte, bei denen zum Beispiel die Arbeitsagentur oder das Jobcenter die Co-

Finanzierung übernehme. 

  

Auf Anmerkung von Herrn Wiggermann führt Frau Flacke aus, dass das Land ergänzend finanziere. Deutlich 

machen könne man das an der öffentlich geförderten Beschäftigung (ÖGB). Diese werde nicht über das 

Land sondern über den Bund finanziert. Es gebe aber eine ergänzende Förderung vom Land, mit der zum 

Beispiel die sozialpädagogische Begleitung oder Coaching bezahlt werden könne. 

 

Frau Flacke ergänzt zur Nachfrage von Herrn Stalz, dass die neue Programmlinie „Starke Quartiere“ in die 

Richtung gehe, zu versuchen, die strikte Trennung der Fonds zu verändern. Auf Landesebene sollen die 

Strukturen besser zusammen arbeiten. Die Regionalagentur werde im Rahmen ihrer Zuständigkeit für die 

Kommunen eine Beratung leisten, allerdings nur den Arbeitsmarkt betreffend. Die Vorstellung, dass die Re-

gionalagentur nichts mit Bundesprogrammen zu tun hätte, stimme so nicht mehr. In der Wirtschaftsförderung 

werde die Regionalagentur auch in die Abteilung Fachkräftesicherung integriert, um alles als Einheit nutzen 

zu können. Über diese Wege seien auch EFRE-Projekte (EFRE = Europäischer Fond für regionale Entwick-

lung) akquiriert worden. In der Folienpräsentation habe man diese Projekte nicht aufgeführt. 

 

 

Punkt 5  Jobcenter Kreis Unna - Zielgruppen des Arbeitsmarkt- und Integrationspro-

gramms 2015 - 2017 und ihre Profillagen; 

Bericht Herr Uwe Ringelsiep, Jobcenter Kreis Unna 

 

Erörterung 

Hintergrund dieser Thematik sei gewesen, deutlich zu machen, welche Zielgruppen man kurz- oder mittelfris-

tig mit konkreten Hilfen arbeitsmarktnah gestalten könne, so Herr Wiggermann. Dadurch solle das Interesse 

der Betriebe/Unternehmen geweckt werden. 

 

Herr Ringelsiep berichtet anhand einer Folienpräsentation. Diese Präsentation ist der Niederschrift als Anla-

ge 4 beigefügt. Er teilt mit, dass rund 15 Prozent der Arbeitslosen unter 25 Jahren eine abgeschlossene 

Berufsausbildung hätten; 85 Prozent hätten keine Ausbildung. Für das Jobcenter gelte im Bereich der unter 

25 Jährigen „Qualifizierung vor Vermittlung“ (siehe Folie 4). Von den Arbeitslosen unter 24 Jahren hätten 23 

Prozent keinen Schulabschluss (siehe Folie 5). Von allen Kunden des Jobcenters (Erwachsene und Jugend-

liche) hätten 60 Prozent keine Berufsausbildung. Im Bereich der Menschen mit Behinderung hätten 92 Pro-
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zent der Kunden eine mehrfach multiple Problemlage, die daran hindere, direkt in den Arbeitsmarkt integriert 

werden zu können (siehe Folie 14). Die Quote der Arbeitslosigkeit von Alleinerziehenden sollte im letzten 

Jahr um fünf Prozent gesenkt werden, erreicht habe das Jobcenter 9,8 Prozent. Auch in diesem Jahr werde 

man weit über der Vorgabe von fünf Prozent liegen. Er macht auf Folie 26 aufmerksam und teilt mit, dass 

diese Daten aktuell nicht abrufbar seien. Herr Ringelsiep weist darauf hin, dass Herr Göl und er persönlich 

gerne für Nachfragen zur Verfügung stünden und bittet um Kontaktaufnahme. 

 

Auf Nachfrage von Herrn Bangert antwortet Herr Ringelsiep, dass die in der Folie 29 „Zuwanderung im Kreis 

Unna“ aufgeführten Daten vor der Gesetzesänderung im Asylrecht (Besitz von Arbeitserlaubnissen) erfasst 

worden seien. 

 

 

Punkt 6  Änderung der Vereinbarung zwischen dem Kreis Unna und der Agentur für 

Arbeit Hamm zur Ausgestaltung des Jobcenters Kreis Unna (gemeinsame 

Einrichtung - gE) 

 

 

Punkt 6.1 062/15 Vereinbarung zwischen dem Kreis Unna und der Arbeitsagentur zur 

Ausgeatltung des Jobcenters Kreis Unna; 

Neufassung ab dem 01.01.2016 

 

Unter diesem Punkt erfolgt keine Erörterung, da die Drucksache noch nicht vorliegt. 

 

 

Punkt 6.2 046/15 Neufassung § 7 der Vereinbarung vom 05.11.2010 über die Ausgestaltung 

des Jobcenters Kreis Unna;  

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und CDU vom 09.04.2015 

 

Erörterung  

Herr Ganzke (SPD-Fraktion) teilt mit, dass der gemeinsam eingereichte Antrag von SPD und CDU ein Zei-

chen dessen sei, was von den Fraktionen politisch erwartet werde. Mit Uwe Ringelsiep stehe jemand an 

erster Stelle des Jobcenters, der Arbeitsmarktpolitik verstehe. Daneben habe er auch in den vergangenen 

Jahren Arbeitsmarktpolitik verwaltet und gestaltet. Vor diesem Hintergrund müsse das bestehende Regel-

werk angepasst werden und Uwe Ringelsiep solle weiterhin die Position des ersten Geschäftsführers wahr-

nehmen. Er bitte auch die anderen Fraktionen und Gruppen um eine entsprechende Zustimmung. 

 

Herr Meyer äußert, dass es auf der Stellvertreterebene der Geschäftsführung des Jobcenters Kreis Unna in 

letzter Zeit eine starke Fluktuation gegeben hätte. An der Spitze einer solchen Organisation bräuchte man 

Kontinuität. Hier müsse man pragmatisch denken und nicht an alten Verträgen festhalten. Deshalb existiere 

dieser Antrag. 

 

Frau Brehmer bittet um Verschiebung des Antrages, da es innerhalb der Fraktion noch nicht die Gelegenheit 

gegeben hätte, über den Antrag diskutieren zu können. Aufgrund der noch nicht vorliegenden Drucksache 

sei man auch inhaltlich zu noch keinem Ergebnis gekommen. 

 

Der Antrag würde sowohl im Kreisausschuss als auch im Kreistag beraten und die CDU-Fraktion stimme 

einer Verschiebung durchaus zu, so Herr Meyer. 
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Herr Ganzke merkt an, dass der Antrag früh genug zur Verfügung gestellt worden sei. Hier gehe es um eine 

klare Entscheidung ohne längerfristigen Diskussionsbedarf. Der Ausschuss für Arbeitsmarkt und Wirtschafts-

förderung sei mit der Vorgabe gegründet worden, ein sehr wichtiger Ausschuss und somit zukunftsweisend 

für den Kreis Unna zu sein. Durch die Verschiebung einer Entscheidung entledige sich der Ausschuss der 

Möglichkeit seiner Meinungsäußerung. Dennoch werde die SPD-Fraktion der parlamentarischen Gepflogen-

heit nachkommen und einer Verschiebung zustimmen. 

 

Herr Stalz schließt sich der Aussage von Herrn Ganzke an. Ein Fachausschuss sei ein Arbeitsausschuss. 

Dieser müsse demnach arbeiten und Beschlüsse fassen. Die zu treffende Entscheidung sei auch inhaltlich 

nicht sehr umfangreich und es sei unverständlich, warum eine Verschiebung gewünscht werde. 

 

Die Linksfraktion stimme einer Verschiebung des Antrages zu, so Herr Sell. Zustimmung der Linksfraktion 

finden ebenfalls die Aussagen der Fraktionen SPD und CDU zur Person Uwe Ringelsiep. 

 

Der gemeinsame Antrag der Fraktionen SPD und CDU vom 09.04.2015 wird zur weiteren Beratung in den 

Kreisausschuss bzw. Kreistag verschoben. 

 

 

Punkt 7  Schulabbrecherquote im Kreis Unna 

 

Punkt 7.1 069/15 Schulabbrecherquote im Kreis Unna deutlich reduzieren; 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und CDU vom 07.05.2015 

 

Erörterung 

Herr Hebebrand (SPD-Fraktion) erläutert den gemeinsamen Antrag der Fraktionen SPD und CDU vom 

07.05.2015. 

 

Herr Sell fragt nach, ob mit den Bürgermeistern und Schuldezernenten der einzelnen Kommunen gespro-

chen worden sei. Der Kreis sei ja nicht für die Hauptschulen usw. zuständig. 

 

Im Grunde müssten gesellschaftliche Ansätze gefunden werden, damit keiner ohne Schulabschluss die 

Schule verlasse, so Herr Stalz. Deutschland sei ein reiches Land und es hätte Möglichkeiten, solche Ansätze 

zu verwirklichen. Damit müsse man anfangen und somit wird der gestellte Antrag selbstverständlich unter-

stützt. 

 

Der Kreis habe eine wichtige Funktion in diesem Bereich, so Herr Bangert. Die Thematik müsse auf jeden 

Fall im Ausschuss für Bildung und Kultur behandelt werden. 

 

Herr Wiggermann äußert, dass er davon ausgegangen sei, dass der Ausschuss für Bildung und Kultur mit 

berate. 

 

Herr Meyer bezieht sich auf die Aussage von Herrn Sell und teilt mit, dass es nicht darum gehe, wer Träger 

einer bestimmten Schulform sei, sondern ob es Instrumentarien auf Kreiseben gebe, die drauf einwirken 

könnten. Im Bildungs- und Teilhabegesetz gebe es zum Beispiel die Möglichkeit, schwächeren Schülern eine 

entsprechende Unterstützung zukommen zu lassen. Diese Unterstützung verhindere möglicherweise einen 

Schulabbruch. Man müsse alle Akteure an einen Tisch bekommen und der Kreis sei ebenfalls beteiligt. 
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Herr Krusel (CDU-Fraktion) führt aus, dass die Beteiligung des Ausschusses für Bildung und Kultur in der 

Drucksache nicht vorgesehen sei. Daher müsse festgehalten werden, dass eine Beteiligung erfolgen solle, 

denn ansonsten könnte das in Vergessenheit geraten. 

 

Herr Ganzke merkt an, dass diese Thematik auf jeden Fall in den Ausschuss für Bildung und Kultur gehöre. 

Vor dem Hintergrund der interkommunalen Zusammenarbeit müsse das Thema auch innerhalb der Bürger-

meisterkonferenz diskutiert werden. 

 

Diese Thematik werde selbstverständlich im Ausschuss für Bildung und Kultur behandelt, so Herr Göpfert. 

Das gehe aber nicht mehr vor der Kreistagssitzung im Juni, da die nächste Sitzung des Fachausschusses 

erst im August 2015 stattfinde. Das Thema sei federführend im Bereich Bildung des Dezernates von Herrn 

Dr. Timpe angesiedelt worden und es habe auch etwas mit der Nachhaltigkeitsstrategie zu tun. In erster 

Linie gehe es um die Arbeit mit den Kindern während ihrer aktiven Schulzeit und nicht um die Zeit nach dem 

Verlassen der Schule. Die Verwaltung nehme den Auftrag auch gerne entgegen. Er bezieht sich auf einen 

Bericht zur Nachhaltigkeitsstrategie im Rahmen des Projektes „LebensWerte“, basierend auf Zahlen aus 

dem Jahr 2012. Tendenziell befände man sich bei der Schulabbrecherquote auf einem guten Weg. Von acht 

bis neun Prozent, aus dem letzten Jahrzehnt, käme man jetzt auf einen Wert von 5,2 Prozent (2013). Es 

gelte, diesen bisher guten Weg in den kommenden Jahren fortzusetzen und man müsse gemeinsam han-

deln. Hier gehe es auch um Sozialarbeit und Jugendhilfe. Alle Akteure müssten koordiniert daran arbeiten, 

um einen gemeinsamen Beitrag leisten zu können. 

 

Frau Brehmer führt aus, dass man den Personenkreis der Abgänger von Förderschulen speziell berücksich-

tigen müsse. Dort sei es schwieriger, überhaupt einen Hauptschulabschluss erreichen zu können. Bedeu-

tend sei, aus welchen Bereichen die Schulabgänger kämen. 

 

Herr Wiggermann erörtert abschließend, dass er von keiner Fraktion oder Gruppe gehört habe, dass sie den 

Antrag nicht mittragen würden. Ein Empfehlungsbeschluss könne somit heute getroffen werden. In die Be-

gleitung zur Umsetzung soll der Ausschuss für Bildung und Kultur einbezogen werden. 
 

Beschluss 

Der Kreistag bekennt sich zum Ziel, die Schulabbrecherquote im Kreis Unna unter Beachtung der regionalen 

Gegebenheiten und Rahmenbedingungen bis 2020 mindestens zu halbieren. 

Der Landrat wird beauftragt, in Zusammenarbeit mit den kreisangehörigen Städten und Gemeinden dem 

Kreistag zeitnah ein Handlungskonzept vorzulegen, das darlegt, welche Maßnahmen erforderlich sind, um 

dieses Ziel zu erreichen. 
 

Abstimmungsergebnis 

einstimmig beschlossen 
 

 

Punkt 8  Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 

 

1. Vereinbarung des Kreises Unna mit der Schuldnerberatung 

Herr Göpfert teilt mit, dass die Vereinbarung des Kreises Unna mit der Schuldnerberatung am 

30.06.2015 endet. Zurzeit befände man sich in Gesprächen mit der Schuldnerberatung. Aber man 

sehe sich nicht in der Lage, den Vertrag zeitnah verlängern, vor allem dem Kreistag zur Entschei-

dung im Juni 2015 vorlegen zu können. Die Verwaltung werde den Vertrag zunächst bis zum Jah-
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resende inhaltsgleich verlängern. Die Mittel im Haushalt stünden zur Verfügung. Im Herbst werde 

dann ein modifizierter, angepasster Vertrag zur Beschlussfassung vorgelegt. 

 

2. Sozialticket – Antrag auf Landesförderung 

Herr Göpfert teilt mit, dass der Kreis Unna einen entsprechenden Antrag auf Landesförderung, be-

zogen auf das Sozialticket, gestellt habe. Ein Bewilligungsbescheid in Höhe von rund 85.000 Euro 

liege bereits vor. Im Rahmen dieser Antragsphase sei bekannt geworden, dass es unterschiedliche 

Abrechnungsmodelle in NRW gebe. Diese Modelle würden sich insbesondere in der Frage unter-

scheiden, inwieweit betriebswirtschaftliche, kalkulatorische Verbesserungen bei der involvierten Ver-

kehrsgesellschaft in der Antragstellung berücksichtigt würden oder nicht. Das hätte eine Auswirkung 

auf die Frage, wie viel Landesförderung beantragt werden müsse. Vor diesem Hintergrund habe sich 

die Verwaltung dazu entschlossen, die hiesigen Abrechnungsmodelle auf das landesweite, überwie-

gend praktizierte Modell umzustellen. Zukünftig würde bei der Beantragung von der Berücksichti-

gung kalkulatorischer Verbesserungen im Wirtschaftsergebnis der  VKU abgesehen. Im April sei ein 

Änderungsantrag auf den Weg gebracht worden. Man hoffe, zukünftig mit einer größere Summe am 

Landesprojekt partizipieren zu können. Ob es gelinge, könne er voraussichtlich nach den Sommerfe-

rien mitteilen. 

 

 

Punkt 8.1 070/15 Mittelverwaltung im Jobcenter Kreis Unna; 

Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 07.05.2015 

 

Erörterung 

Herr Ringelsiep beantwortet die Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 07.05.2015 wie folgt: 

 

Zu 1) 94,8 Prozent 

Zu 2) Nein 

Zu 3) 1,7 Millionen Euro 

Zu 4) In der Planung, Stand 11/2014, werden es 1,9 Millionen Euro sein 

Zu 5) Nein – diskutiert werde ein Servicecenter Einkauf für Ende 2015/2016 

Zu 6) entfällt (siehe Frage 5) 

Zu 7) entfällt (siehe Frage 5) 

 
 
 

Anlagen 

1. Präsentation “Stärken und Schwächen der Wirtschaftsstruktur im Kreis Unna” – Bericht Herr Helm, 

Agentur für Arbeit Hamm 

2. Präsentation “Stärken und Schwächen der Wirtschaftsstruktur im Kreis Unna” – Bericht Herr Dr. 

Dannebom, WFG 

3. Präsentation “Arbeit der Regionalagentur Westfälisches Ruhrgebiet” – Bericht Frau Flacke, WFG 

4. Präsentation “Jobcenter Kreis Unna - Zielgruppen des Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramms 2015 – 

2017 und ihre Profillagen” – Bericht Herr Ringelsiep, Jobcenter Kreis Unna 

  
 
 
gez. Birgit Scholz    ges. Martin Wiggermann 
Schriftführerin    Vorsitzender 
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